
Auszug aus dem Protokoll
des Regierungsrates des Kantons Zürich

Sitzung vom 29. September 2010

1445. Generalverkehrsplan Baden-Württemberg (Anhörung)

Mit Schreiben vom 28. Juli 2010 hat das Ministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Verkehr des Bundeslandes Baden-Württemberg den Regie-
rungsrat zur Stellungnahme zum Entwurf des Generalverkehrsplans
Baden-Württemberg eingeladen. Mit der vorliegenden Revision soll
der Generalverkehrsplan von 1995 aktualisiert werden.

Der Kanton Zürich ist vom Generalverkehrsplan mit Bezug auf den
grenzüberschreitenden Verkehr und den Luftverkehr betroffen.

Strassenverkehr:
Gemäss Entwurf des Generalverkehrsplans Baden-Württemberg

vom 25. Mai 2010 (Generalverkehrsplan) setzt sich das Land Baden-
Württemberg dafür ein, dass die wichtige West-Ost-Transitverbindung
zwischen Basel und Memmingen (Verbindung von der A98 zur A96) in
das transeuropäische Strassennetz (TERN-Netz) aufgenommen wird.
Der Generalverkehrsplan spricht nur die Verbindungsfunktion dieser
Autobahnstrecke an, lässt aber die Linienführung offen. Der kantonale
Verkehrsrichtplan sieht keine Linienführung durch Zürcher Gebiet
vor. Der im kantonalen Richtplan festgelegte Zusammenschluss der
Autobahnen A50/A51 im Raum Bülach–Glattfelden ist geeignet, die
Anbindung Südbadens an den Grossraum Zürich zu verbessern. Er hat
jedoch nicht die Funktion einer West-Ost-Transitverbindung. In diesem
Sinne hat sich der Regierungsrat bei der Beantwortung verschiedener
parlamentarischer Vorstösse geäussert (Postulat KR-Nr. 287/1996,
 Anfrage KR-Nr. 24/2002, Dringliche Anfrage KR-Nr. 8/2005).

Öffentlicher Verkehr:
Im öffentlichen Fernverkehr verkehren heute Züge zwischen Stutt-

gart und Zürich im Zweistundentakt, am Oberrhein fährt alle zwei
Stunden ein ICE über Basel hinaus bis Zürich, Bern oder Interlaken.
Hierzu postuliert der Generalverkehrsplan, dass die Fernverkehrsver-
bindungen in die Schweiz erhalten und bedarfsgerecht weiter ausgebaut
werden sollen. Das Land Baden-Württemberg fordert zudem zur Opti-
mierung des Fernverkehrsnetzes neue durchgehende Linien, etwa von
Zürich über Singen und Stuttgart nach Nürnberg. Die sogenannte Gäu-
bahn zwischen Stuttgart und Singen soll in Etappen wieder auf zwei
Gleise ausgebaut und so die Fernverkehrsverbindung nach Zürich gesi-
chert werden.
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Güterverkehr:
Im kombinierten Güterverkehr ortet der Generalverkehrsplan unge-

nutztes Potenzial in erheblicher Höhe. Es wird davon ausgegangen, dass
die Inbetriebnahme des Gotthard-Basistunnels im Zuge der Neuen
 Alpentransversale (NEAT) weitere Steigerungen im Kombinierten
Verkehr bewirke. Förderprogramme zum Aufbau internationaler Ver-
bindungen im Kombinierten Verkehr werden ausdrücklich begrüsst.

Mit Blick auf das in der Schweiz geltende LKW-Nachtfahrverbot
werden vor den Grenzübergängen zur Schweiz LKW-Leitsysteme ein-
gerichtet, die je nach Bedarf den LKW Seiten- und Fahrstreifen der
 Autobahn als Warteräume zuweisen.

Die Schieneninfrastruktur ist auf einen Mischbetrieb zwischen Per-
sonen- und Güterverkehr ausgerichtet. Beim Schienengüterverkehr
wird sich das Bundesland Baden-Württemberg dafür einsetzen, dass der
viergleisige Ausbau der Rheintalbahn im Abschnitt Karlsruhe–Basel
und der abschnittsweise zweigleisige Ausbau der Gäubahn so rasch wie
möglich verwirklicht werden.

Flugverkehr:
Der Generalverkehrsplan betont die gegenwärtige und zukünftige

Bedeutung des Luftverkehrs für die Entwicklung des Landes und in
diesem Zusammenhang auch die Erschliessung durch die Flughäfen
Frankfurt a.M., Zürich und Basel Mulhouse. Er unterstützt deshalb Pro-
jekte, die eine verkehrliche Anbindung an die Flughäfen ausserhalb des
Landes verbessern, insbesondere auch die Anbindung südlicher Lan-
desteile an den Flughafen Zürich durch den Ausbau der Gäubahn und
zusätzliche Züge in Richtung Zürich. Gleichzeitig sieht der Generalver-
kehrsplan vor, dass sich das Land weiterhin für eine Begrenzung der
Landeanflüge auf den Flughafen Zürich über den Südschwarzwald/
Hochrhein auf 80000 pro Jahr und weitere Konzepte zur Lärmvermin-
derung einsetzen werde. Abgelehnt wird der gekröpfte Nordanflug auf
Zürich wegen dessen Belastung für die Grenzregion. Begründet werden
die Restriktionen mit der vom Flughafen Zürich ausgehenden und von
Deutschland und der Schweiz 2009 ermittelten Gesamtlärmbelastung.
Die Analyse zeige, dass Südbaden trotz der auf deutscher Seite beste-
henden Anflugbeschränkungen mit Fluglärm belastet werde.
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Auf Antrag der Volkswirtschaftsdirektion

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Schreiben an das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Ver-
kehr des Landes Baden-Württemberg, Postfach 103439, D-70029 Stutt-
gart:

Mit Schreiben vom 28. Juli 2010 haben Sie uns eingeladen, uns im
 Rahmen der Anhörung der Fortschreibung des Generalverkehrsplans
Baden-Württemberg zu äussern. Wir bedanken uns für diese Möglich-
keit und äussern uns wie folgt:

Das Leitmotiv für die Fortschreibung des Generalverkehrsplans be-
steht darin, im Einklang mit dem Prinzip der Nachhaltigkeit einen Aus-
gleich zwischen wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit, ökologischer Verant -
wortung und sozialer Gerechtigkeit herzustellen. Der Kanton Zürich ist
vor allem dort angesprochen, wo es um grenzüberschreitende Verkehrs-
beziehungen geht. Die Verkehrsbeziehungen mit der Schweiz sind Aus-
druck der engen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Beziehungen
zwischen den deutschen und den schweizerischen Regionen.

Öffentlicher Verkehr:
Für die Schweiz und den Kanton Zürich sind insbesondere die Eisen-

bahn-Verbindungen nach Stuttgart (Gäubahn via Schaffhausen) sowie
nach Freiburg und weiter nach Frankfurt (Rheinbahn via Basel) von
Bedeutung. Aus diesem Grund setzt sich die Schweiz im Rahmen des
Projekts HGV (Anschluss der Ost- und Westschweiz an das euro -
päische Eisenbahn-Hochleistungsnetz) für den Ausbau des Bahnan -
gebots zwischen Zürich und Stuttgart ein. Der Abschluss der zahlrei-
chen Arbeiten sollte termingerecht bis Ende 2012 erfolgen.

Gemäss dem Entwurf des Generalverkehrsplans ist die abschnitts-
weise Wiederherstellung der Zweigleisigkeit der Gäubahn von Stutt-
gart nach Singen vorgesehen. Der Abschnitt von Horb nach Neckarhau-
sen soll bis 2012/13 ausgebaut und die Fahrzeit zwischen Stuttgart und
Singen unter anderem dank Neigetechnik um rund 15 Minuten gesenkt
werden. Vorgesehen ist ein Zweistundentakt zwischen Zürich und
Stuttgart. Am Oberrhein verkehrt alle zwei Stunden ein ICE über Basel
bis Zürich, Bern oder Interlaken.

Leider müssen wir feststellen, dass sich die Zuverlässigkeit des Bahn-
angebots zwischen Zürich und Stuttgart in den letzten Jahren eher ver-
schlechtert hat. Auch die Übernahme des Verkehrs durch die Deutsche
Bahn AG brachte keine Verbesserung. Insbesondere unzuverlässiges
Rollmaterial bringt viele Unannehmlichkeiten wie Zugsausfälle und
Reisezeitverlängerungen für die Kundinnen und Kunden mit sich.
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Die Schweiz und der Kanton Zürich haben mit den HGV-Ausbauten
ein klares Bekenntnis für das künftige Bahnangebot zwischen Zürich
und Stuttgart abgegeben.

Wir würden es – im Interesse beider Länder – begrüssen, wenn neben
den dringend notwendigen kurzfristigen Massnahmen auf deutscher
Seite auch die im Entwurf des Generalverkehrsplans Baden-Württem-
berg aufgeführten langfristigen Massnahmen im Bahnkorridor nach
Stuttgart termingerecht umgesetzt werden.

Güterverkehr:
Der Generalverkehrsplan ortet in der Förderung des kombinierten

Güterverkehrs im Allgemeinen und in der Inbetriebnahme des Gott-
hard-Basistunnels im Zuge der Neuen Alpentransversale (NEAT) im
Besonderen ein sehr grosses Potenzial. Wir begrüssen es, wenn die Mög-
lichkeiten, die der Gotthard-Basistunnel für eine Verlagerung des
 Güterverkehrs auf die Bahn bietet, ausgeschöpft werden. Die hohen
 Investitionen der Schweiz in dieses Jahrhundert-Bauwerk entsprechen
in hohem Mass dem Leitmotiv des Generalverkehrsplans, die wirt-
schaft liche Leistungsfähigkeit der Verkehrsträger mit ökologischer Ver-
antwortung zu verbinden – weit über die Landesgrenzen hinaus.

Strassenverkehr:
Der im Generalverkehrsplan vorgesehene Einsatz Ihres Landes für

die Aufnahme einer West-Ost-Verbindung im Süden zwischen Basel und
Memmingen (Verbindung A98 und A96) in das TERN-Netz nehmen
wir zur Kenntnis. Der Generalverkehrsplan spricht nur die Verbindungs-
funktion dieser Autobahnstrecke an, lässt aber die Linienführung offen.
Wir haben uns schon verschiedentlich gegen eine Linienführung auf
Zürcher Gebiet ausgesprochen. An dieser langjährigen Haltung halten
wir fest. Zur Diskussion steht aus Zürcher Sicht der im kantonalen Richt-
plan festgelegte Zusammenschluss der Autobahnen A50/A51 im Raum
Bülach–Glattfelden und somit der Ausbau der bestehenden Strassen -
infrastruktur. Damit kann die Anbindung Südbadens an den Gross-
raum Zürich in Bezug auf den Strassenverkehr verbessert werden.

Luftverkehr:
Der Generalverkehrsplan betont die Bedeutung des Luftverkehrs

für den Anschluss Baden-Württembergs an Europa und an weltweite
Ziele. Er weist darauf hin, dass neben den Flughäfen Stuttgart, Karls -
ruhe/Baden-Baden, Friedrichshafen und Mannheim auch die Flughäfen
im angrenzenden Umland genutzt würden, insbesondere Frankfurt a.M.,
Zürich und Basel. Das Luftverkehrsaufkommen in Baden-Württem-
berg wird bis 2025 voraussichtlich auf bis zu 28 Mio. Passagiere anstei-
gen und sich damit innerhalb von 20 Jahren mehr als verdoppeln. Bis zu
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10,2 Mio. Fluggäste aus Baden-Württemberg werden gemäss dem Ge-
neralverkehrsplan im Jahr 2025 von ausserhalb des Landes gelegenen
Flughäfen aus, neben Frankfurt massgebend auch von den Schweizer
Flughäfen Basel und Zürich, reisen. Der Generalverkehrsplan und die
ihm zugrunde liegenden Fakten offenbaren damit die grosse Bedeutung
auch des Flughafens Zürich für das Land Baden-Württemberg im Rei-
sendenverkehr (Geschäftsverkehr, Tourismus usw.) und für das Funk-
tionieren der Wirtschaft. Die verkehrliche Anbindung Baden-Württem-
bergs an die ausserhalb des Landes liegenden Verkehrsdrehscheiben
soll gemäss Gesamtverkehrsplan folgerichtig entsprechend weiter ver-
bessert werden. Wir stimmen mit Ihnen überein, dass das Funktionieren
des Flughafens Zürich und dessen Leistungsfähigkeit auch im öffent -
lichen Interesse des Landes Baden-Württemberg liegt. Im Falle des
Flughafens Basel findet dieses Interesse auch institutionell mit der Ein-
bindung des Deutschen Beirats und dem Einsitz in den Verwaltungsrat
des Flughafens mit beratender Stimme seinen Ausdruck.

Im Gegensatz zu dieser verkehrs- und wirtschaftspolitischen Beurtei-
lung und Ausrichtung sieht der Generalverkehrsplan in Bezug auf den
Flughafen Zürich jedoch vor, dass sich das Land weiterhin für eine Be-
grenzung der Landeanflüge auf den Flughafen Zürich über dem Süd-
schwarzwald/Hochrhein auf 80000 pro Jahr einsetzen werde. Begründet
wird diese Forderung damit, dass die Analyse die vom Flughafen Zürich
ausgehende und zwischen Deutschland und der Schweiz 2009 ermittelte
Gesamtlärmbelastung ergeben habe, dass Südbaden trotz der auf deut-
scher Seite bestehenden Anflugbeschränkungen mit Fluglärm belastet
werde. Wir bedauern es sehr, dass das Land Baden-Württemberg die
Lasten des Fluglärms und die auch im Gesamtverkehrsplan ausgewie-
sene Bedeutung des Flughafens Zürich nicht einer ergebnis offenen Be-
urteilung unterzieht, sondern schon vorweg feste Grenzen setzen will.
Eine ergebnisoffene Beurteilung wäre umso angemessener, als die ge-
meinsam von Deutschland und der Schweiz erstellte Belas tungsanalyse
auf eindrückliche Weise nur eine geringe Belastung des deutschen Ge-
bietes aufgezeigt hat.

Die auf der Grundlage des neuen deutschen Fluglärmgesetzes durch -
geführten Lärmberechnungen für den Flughafen Zürich ergeben mit
aller Deutlichkeit, dass sich die hoch belasteten Lärmschutzbereiche,
wie sie für deutsche Flughäfen gelten würden, ausschliesslich auf Schwei-
zer Gebiet befinden. Mit anderen Worten: Die Fluglärm-Belas tungen,
die vom Flughafen Zürich ausgehen, werden am Tag zum allergrössten
Teil und in der Nacht vollständig durch die Schweizer Bevölkerung
 getragen. Die höchste Belastung des Siedlungsgebiets in Deutschland
lag 2007 bei 53 dB am Tag und betraf 80 Personen. In der Schweiz sind
hingegen 100000 Personen einer solchen oder einer weit höheren Be -
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lastung ausgesetzt. In der Nacht tritt auf deutschem Gebiet überhaupt
keine Lärmbelastung auf; diese wird vollständig und alleine von der
Schweizer Bevölkerung getragen.

Zu berücksichtigen wäre bei einer ergebnisoffenen Beurteilung auch
der Umstand, dass über 80% der Flugreisenden aus den Landkreisen
Waldshut und Lörrach über die Schweizer Flughäfen Zürich oder Basel
fliegen. Gerade in der südbadischen Region, die Lärmbelas tungen gel-
tend macht, ist die Anbindung über Schweizer Flughäfen  wesentlich
wichtiger als über Frankfurt a.M. oder baden-württember gische Flug-
häfen.

Eine im Voraus festgelegte Sonderbegrenzung auf 80000 Flugbewe-
gungen für den Flughafen Zürich ist damit weder mit der Belastungs -
situation noch mit fehlender wirtschaftlicher Bedeutung der vom Flug-
hafen Zürich abgewickelten Verkehre für das Land zu begründen. Wir
beantragen deshalb die Streichung dieser festen Zielsetzung und anstel-
le dessen die Aufnahme einer Erklärung in den Generalverkehrsplan,
dass die Frage der An- und Abflüge zu und vom Flughafen Zürich er-
gebnisoffen beurteilt werden soll.

II. Mitteilung an die Mitglieder des Regierungsrates, sowie an die
Bau direktion und die Volkswirtschaftsdirektion.

Vor dem Regierungsrat
Der Staatsschreiber:

Husi


